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Berliner Beratungsstelle Berufskrankheiten

Die Veranstaltung wurde eröffnet durch 
Frau Micha Klapp, Staatssekretärin für 
Arbeit und Gleichstellung in der Berliner 
Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, 
Gleichstellung, Integration, Vielfalt und 
Antidiskriminierung. Klapp begann mit 
der Feststellung, dass der geschlechts-
spezifische Blick auf Berufskrankheiten 
fehle und entsprechende Forschung vo-
rangetrieben werden müsse. Sie beton-
te dabei insbesondere die Bedeutung 
der Berufsfelder Pflege und Erziehung. 
Klapp wies in diesem Zusammenhang 
auf den Internationalen Frauentag am 
08.  März hin. Zudem beglückwünschte 
sie die Berliner Beratungsstelle für Be-
rufskrankheiten zum fünften Geburts-
tag ihres Bestehens und erinnerte auch 
an das 100jährige Jubiläum der Aner-
kennung von Berufskrankheiten sowie 
daran, dass es zunächst elf Erkrankun-
gen waren, die 1925 in der entsprechen-
den Liste zur damals in Kraft getretenen 
Berufskrankheitenverordnung enthal-
ten waren (vor allem Krebs- und Vergif-
tungserkrankungen).

Der blinde Fleck: Berufskrankheiten 
und Geschlecht
Es folgte ein Einführungsvortrag von 
Barbara Reuhl, die viele Jahre als Re-
ferentin für Arbeitsschutz- und Ge-
sundheitspolitik bei der Arbeitneh-
merkammer Bremen tätig war. Ihre 
Arbeitsschwerpunkte lagen und liegen 
insbesondere auf einer partizipativ ori-
entierten und geschlechtersensiblen 
betrieblichen Gesundheitspolitik sowie 
der Einbeziehung psychischer Belastun-
gen bei der Gefährdungsbeurteilung. 
Auch war sie als Versichertenvertrete-

del und Warenlogistik (BGHW) 2022 ca. 
2.100 Raubüberfälle ereignet. Bei Män-
nern sei demgegenüber jeder neunzigs-
te Arbeitsunfall mit Gewalt verbunden. 
Außerdem gebe es im Gesundheitswe-
sen mehr als 26.000 gemeldete Nadel-
stichverletzungen jährlich. Weiterhin 
seien Pflegeberufe mit erheblich erhöh-
ten Muskel-Skelettbelastungen verbun-
den. So bestätigten Studien, dass Pfle-
gende hiervon stärker als Beschäftig-
te in der Bauwirtschaft betroffen sind. 
Auch an weiteren sogenannten „Frau-
enarbeitsplätzen“ seien die Muskel-Ske-
lettbelastungen vergleichsweise hoch. 
So kam beispielsweise eine Untersu-
chung zu Versand- und Lagerarbeiten in 
einer Großmolkerei zum Ergebnis, dass 
die Arbeiterinnen durchschnittlich eine 
Gesamtlast von 8,1 t in 800 bis 1020 
Hebevorgängen je Schicht bewegten. Im 
öffentlichen Bewusstsein seien all diese 
Risiken kaum präsent. 

Die Arbeitsschutzexpertin wies da-
rauf hin, dass die Wahrnehmung und 
Problematisierung von Gesundheitsri-
siken zusammenhänge mit dem ent-
sprechenden gesellschaftlichen Druck, 
insbesondere durch soziale Bewegun-
gen und Gewerkschaften. Erst die The-
matisierung von Problemen führe in der 
Folge zur entsprechenden Auswahl von 
Forschungsfragen. Durch die Forschung 
wiederum könnten dann Erkenntnisse 
zu Zusammenhängen gewonnen und 
Handlungsbedarfe formuliert werden. 
Erst diese Erkenntnisse zu Zusammen-
hängen und ein entsprechendes Prob-
lembewusstsein würden schließlich zu 
Präventions- und Schutzmaßnahmen 
führen.

rin im Rentenausschuss einer Berufsge-
nossenschaft tätig und hat das Projekt 
zum Aufbau der Bremer Beratungsstel-
le für Berufskrankheiten geleitet. Reuhl 
gab mit ihrem Einführungsvortrag „Der 
blinde Fleck: Berufskrankheiten und Ge-
schlecht“ einen umfassenden Einblick in 
die Thematik. Zunächst wies sie auf § 9 
Sozialgesetzbuch VII hin, wonach Berufs-
krankheiten solche Krankheiten sind, 
„die nach den Erkenntnissen der medi-
zinischen Wissenschaft durch besonde-
re Einwirkungen verursacht sind, denen 
bestimmte Personengruppen durch ihre 
versicherte Tätigkeit in erheblich höhe-
rem Grade als die übrige Bevölkerung 
ausgesetzt sind“. Außerdem müssten 
diese im Rahmen der versicherten Tätig-
keit und ggf. nur bei Tätigkeiten in be-
stimmten Gefährdungsbereichen auf-
treten. Insgesamt folge das BK-Konzept 
dem Unfallmodell: Eine definierte, ein-
deutig nachweisbare Ursache – eine ein-
deutige, nachweisbare Folge. Die Hürden 
bis zur Anerkennung einer Berufskrank-
heit seien hoch. Doch angesichts der 
besseren Leistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung bei Anerkennung 
der Erkrankung sei es wichtig, einen be-
gründeten Verdacht auf Vorliegen einer 
Berufskrankheit anzuzeigen. 

Reuhl stellte fest, dass bestimmte 
Belastungen weniger wahrgenommen 
würden. Dazu gehöre zum Beispiel das 
Thema Gewalt. So stehe jeder dreißigste 
Arbeitsunfall bei Frauen im Zusammen-
hang mit Gewalt, vor allem im Gesund-
heits- und Sozialwesen, beim Öffentli-
chen Personennahverkehr und im Ein-
zelhandel  – in letzterer Branche haben 
sich laut Berufsgenossenschaft Han-

Berufskrankheit und Geschlecht –  
ein Blick auf Pflege- und Erziehungsberufe

Frauen sind – die Corona-Pandemie mit den hohen Ansteckungsraten insbesondere 
im Gesundheitsdienst und der Wohlfahrtspflege ausgenommen  – seltener von Be-
rufskrankheiten betroffen als Männer. Woran liegt das? Bergen typische „Frauen-
berufe“ wirklich geringere gesundheitliche Risiken? Welche Risiken gibt es über die 
klassischen Gefährdungsfaktoren wie physische Belastungen, Lärm oder chemische 
Belastungen hinaus? Richten Forschung und Berufskrankheiten-Recht den Blick zu 
sehr auf Risiken einer männlich geprägten, industriell-gewerblichen Arbeitswelt? Die 
Frage einer mangelnden Geschlechtersensibilität bei Berufskrankheiten und mögli-
chen Gegenmaßnahmen standen im Mittelpunkt der Online-Veranstaltung „Berufs-
krankheit und Geschlecht – ein Blick auf Pflege- und Erziehungsberufe“ vom 07. März 
2025 der Berliner Beratungsstelle Berufskrankheiten, die anlässlich des Internationa-
len Frauentages stattfand. 
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Doch diesen gesellschaftlichen Druck 
aufzubauen sei für Frauen offensichtlich 
schwieriger. Sie seien am Arbeitsmarkt 
anders vertreten als Männer. Vielfach üb-
ten sie Teilzeitbeschäftigungen aus oder 
sogenannte Minijobs. Nur ein Drittel der 
Vollzeitbeschäftigten sei weiblich. Die 
Frauenanteile im Gesundheits- und So-
zialwesen betrügen 77 %, bei Erziehung 
und Unterricht 72 %. Kurz: „Männer 
schrauben, Frauen pflegen.“ Auch seien 
frauendominierte Betriebe eher kleiner, 
hätten seltener einen Betriebsrat, sei-
en gewerkschaftlich unterrepräsentiert 
und verfügten entsprechend über ein 
geringeres Maß an Arbeitsschutzkompe-
tenz. Da Entscheidungsträger und Sach-
verständige im Arbeitsschutz nach wie 
vor überwiegend männlich seien, stelle 
sich die Frage, ob sie typisch weibliche 
Belastungen wahrnehmen. Zu fragen sei 
außerdem, ob Gremienarbeit mit Fami-
lie vereinbar ist. Auch sei ein Ungleich-
gewicht bei der Aufnahme von Männer 
und Frauen in Studien offensichtlich. 
„Berufskrankheiten: Passen Frauen ins 
Konzept?“ stand daher provokativ auf 
einer der Vortragsfolien von Reuhl.

Insbesondere Brustkrebs als häu
figste Krebserkrankung bei Frauen müs-
se mit Blick auf einen möglichen beruf-
lichen Zusammenhang weiter erforscht 
werden. Nach aktueller Studienlage sei 
ein erhöhtes Risiko möglich bei Flug-
begleiterinnen, medizinischen Berufen 
(inkl. Pflege), bestimmten Produktions-
tätigkeiten und im Verkauf, Einzelhandel 
sowie Laboren. Mögliche berufsbedingte 
Risiken bestünden durch Nachtschicht, 
ionisierende Strahlung, Lösemittel, Pes-
tizide, Ethylenoxid, chlorierte Verbin-
dungen, Stress und sitzende Tätigkeit. 

Reuhl forderte, die Berufskrankhei-
ten-Liste (BK-Liste) auf frauenspezifi-
sche Aspekte zu überprüfen, bei neuen 
Positionen geschlechtsspezifische Krite-
rien einzubeziehen, geschlechterdiffe-
renzierte Dosiswerte auszuweisen und 
multifaktorielles Geschehen zu berück-
sichtigen. Außerdem brauche es eine 
Verbesserung des Schutzniveaus in frau-
entypischer Beschäftigung. Beschwer-
den von Frauen dürften nicht auf „die 
Psyche“ reduziert werden und gleichzei-
tig sei die DGUV-Statistik auch nach Ge-
schlecht aufzugliedern. Akteure müss-
ten für geschlechtersensible Konzepte 
sensibilisiert und qualifiziert werden. Es 
brauche darüber hinaus eine entspre-

chende Forschungsförderung auch zu 
frauenbezogenen BK-Risiken.

Doch es seien auch schon erste Fort-
schritte zu verzeichnen. Im Jahr 2017 
wurde ein Ovarialkarzinom durch Asbest 
als „Wie-BK“ anerkannt und 2024 die 
neue BK „Gonarthrose bei Fußballspiele-
rinnen und Fußballspielern“ betitelt. Au-
ßerdem gibt es für die BK 2301 „Lärm-
schwerhörigkeit“ seit 2024 geschlech-
terdifferenzierte Schwellenwerte, denn 
Frauen hören im Alter nachweislich 
besser als Männer und reagieren damit 
empfindlicher auf Lärm.

Spezielle Belastungen im 
Gesundheits- und Sozialwesen
Im folgenden Kurzvortrag berichtete Sil-
via Thimm speziell zu „Belastungen für 
Beschäftigte im Gesundheits- und Sozi-
alwesen“. Thimm arbeitete lange in der 
Pflege und hat fast 30 Jahre Betriebs-
rats- und Personalratserfahrung. Seit 
2005 ist sie für die Gewerkschaft ver.di in 
verschiedenen Gremien bei der Berufs-
genossenschaft für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege (BGW) aktiv, der-
zeit im Vorstand. Sie ist außerdem in der 
Mitgliederversammlung der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) 
und im Ausschuss für Biologische Ar-
beitsstoffe (ABAS) des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales (BMAS). 
Thimm führte aus, dass Frauen oft 
im  Dienstleistungsgewerbe arbeiteten, 
wo Interaktionen mit Bewohner*innen, 
Kund*innen oder Patient*innen statt-
fänden. Dadurch seien die Beschäftigten 
ganz bestimmten Risiken ausgesetzt: 
Infektionen, Heben und Tragen von Las-
ten oder dem Posttraumatischen Be-
lastungssyndrom (PTBS) nach Extre-
mereignissen. In der Wahrnehmung 
des Infektionsgeschehens sei Corona 
weiblich, wobei Post- und Long-COVID 
bei Frauen häufiger sei, Männer dage-
gen häufiger schwerere Verläufe hätten. 
Ähnliches sei bei Hepatitis festgestellt 
worden. Nun gelte es herauszufinden, ob 
diese Wahrnehmung durch Fakten bzw. 
Studien belegt werden könne und wenn 
ja, warum das so sei. So zeige beispiels-
weise eine Registerstudie, dass Fatigue 
als Symptom nach einer SARS-COV-2 In-
fektion zu 56 % bei Frauen und nur zu 
43 % bei Männern auftrete. Mit Blick auf 
Muskel-Skelett-Erkrankungen – etwa in 
der Pflege, dem Handel oder der Post – 
müsse bei der BK 2116 („Koxarthrose“, 

also Hüftgelenksarthrose) eine Mindest-
belastung von 9.500 Tonnen vorliegen. 
Diese Dosis sei an Männern errechnet 
worden. Wie schon Barbara Reuhl be-
richtete, würden in typischen Frauenbe-
rufen erhebliche Lasten bewegt. So sei 
es kein Problem für Frauen in der Pflege, 
diesen Wert zu erreichen. Sie kenne ei-
nen Fall aus der Altenpflege, wo kumu-
lativ in 14 Jahren Arbeit 26.000 Tonnen 
ohne Hilfsmittel getragen worden seien. 
Die Anerkennung von PTBS als Arbeits-
unfall sei weitestgehend etabliert, eine 
Anerkennung als Berufskrankheit durch 
Extremereignisse, Gewalt und Aggres-
sion, die z. B. im Rettungsdienst häufig 
anfallen, sei ihres Erachtens noch nicht 
ganz greifbar. Die Anerkennung als „Wie-
BK“, also mit dem Stellenwert einer Be-
rufskrankheit, sei aktuell auf der Grund-
lage eines Bundessozialgerichtsurteils 
auf dem Prüfstand. Eine Übertragung 
der Systematik auf andere ähnlich belas-
tete Berufsgruppen sei wünschenswert. 
Doch auch bei Gewalterfahrung gelte 
der Grundsatz der Risikoverdopplung. 
Dies bedeutet, dass eine berufliche Ex-
position gegenüber Belastungen das Ri-
siko einer bestimmten Erkrankung min-
destens verdoppeln muss, damit diese 
als wahrscheinliche Folge der berufli-
chen Tätigkeit anerkannt wird. Wie das 
bei Beschäftigungen in der Pflege mög-
lich sei, die psychische Schäden auch 
durch die Erfahrung erlitten, nicht alle 
Menschen retten zu können, sei unklar.

Sie stellte abschließend fest, dass 
das Thema Geschlechtersensibilität „in 
der BG-Welt“ angekommen sei: Die BGW 
würde die Daten mittlerweile geschlech-
terspezifisch ausweisen. Auch die DGUV 
sei aufgefordert, dies zu tun. Ziel sei es, 
die Erkenntnisse in Präventionsmaß-
nahmen einfließen zu lassen und bei der 
Steuerung des Heilverfahrens und der 
Rehabilitation zu berücksichtigen.

Wie kommen neue Berufskrank
heiten auf die Liste? 
Im dritten Vortrag stellte Prof. Dr. 
Andreas Seidler dar, wie es zu neuen Be-
rufskrankheiten kommt. Seidler ist Di-
rektor des Instituts und der Poliklinik 
für Arbeits- und Sozialmedizin der Me-
dizinischen Fakultät der TU Dresden. Er 
leitet den Forschungsbereich „Arbeits-
medizin, Sozialmedizin, Public Health“ 
und hat zusammen mit Dr. Daniel Kämpf 
die wissenschaftliche Leitung der säch-
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sischen Weiterbildungskurse für den Er-
werb der Gebietsbezeichnung „Arbeits-
medizin“ inne. Darüber hinaus ist er 
eines der zwölf Mitglieder des Ärztlichen 
Sachverständigenbeirats „Berufskrank-
heiten“ (ÄSVB) beim Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales. Der ÄSVB sichtet 
und bewertet den wissenschaftlichen 
Erkenntnisstand und prüft so, ob beste-
hende Berufskrankheiten aktualisiert 
oder neue Berufskrankheiten in die Be-
rufskrankheiten-Verordnung aufgenom-
men werden sollten. Er gibt dem BMAS 
auf dieser Grundlage Empfehlungen 
und Stellungnahmen ab. Auf der Veran-
staltung sprach Seidler in seiner Rolle 
als Wissenschaftler der TU Dresden.

Laut Seidler müsse zuallererst eine 
Problemstellung im Hinblick auf eine 
mögliche neue Berufskrankheit be-
stimmt werden. Gäbe es entsprechen-
de belastbare Hinweise darauf, komme 
diese Fragestellung in die Vorprüfung. 
Anschließend werde die generelle Ge-
eignetheit beraten und schließlich die 
besondere Personengruppe. Falle einer 
der Schritte negativ aus, werde ein Ab-
schlussvermerk verfasst. Aktuell fänden 
sich beispielsweise die Themen „Gon-
arthrose durch Lastenhandhabung“, 
„Krampfadern durch langes Arbeiten im 
Stehen“ und „Krebserkrankungen bei 
Feuerwehreinsatzkräften“ in der Vorprü-
fung. Beraten würden unter anderem 
„Bluthochdruck durch Lärm“, „Lungen-
krebs durch Schweißrauche“ und „Par-
kinson-Syndrom durch Pestizide“.

Grundlegend sei das Kausalitätsprin-
zip und dass diesem zufolge eine beruf-
liche Verursachung eher wahrscheinlich 
als unwahrscheinlich sein müsse. In der 
epidemiologischen Umsetzung dieses 
Prinzips bedeute dies: Das mit einer be-
ruflichen Belastung verbundene Risi-
ko müsse höher sein als das außerbe-
rufliche Grundrisiko. Als Faustregel sei 
dies der Fall, wenn das relative Erkran-
kungsrisiko bei einer beruflichen Einwir-
kung auf das Doppelte erhöht sei; hier 
wird vom sogenannten Verdopplungs-
risiko gesprochen. Die berufliche Ver-
ursachungswahrscheinlichkeit betrage 
dann 50 %. Durch systematische Reviews 
(nach strengen Regeln durchgeführte 
systematische Übersichtsarbeiten) wür-
den verschiedene Studienergebnisse zu-
sammengefasst und sogenannte zusam-
menfassende (gepoolte) Risikoschätzer 
berechnet, die dann ggf. als Dosiswerte 

in die Beschreibung der entsprechen-
den Berufskrankheit einfließen können. 
Die aktuelle Prüfung des ÄSVB, ob beruf-
liche Lärmbelastung das Bluthochdruck-
Risiko erheblich erhöht, könnte auch für 
Erzieher*innen von Bedeutung sein.

Wesentlich war die Aussage Seidlers, 
dass eine wissenschaftliche Entschei-
dung nur dann getroffen werden kön-
ne, wenn auch entsprechende wissen-
schaftliche Forschungsergebnisse vorlä-
gen. Oft ginge es bei Berufskrankheiten-
fragen um Themen, die von den großen 
staatlichen Förderprogrammen nicht 
umfasst werden. Eine verstärkte geziel-
te Forschungsförderung auch von Seiten 
der Unfallversicherungsträger sei daher 
notwendig, um mehr Klarheit über offe-
ne Zusammenhangsfragen zu gewinnen. 
Wenn in bestimmten Tätigkeitsberei-
chen deutlich mehr Männer als Frauen 
arbeiteten, seien (sehr) große Studien 
erforderlich, um auch die spezifischen 
Erkrankungsrisiken von Frauen aufde-
cken zu können.

Der Arbeitsmediziner erörterte mit 
Blick auf die Koxarthrose, dass diese 
Berufskrankheit sowohl für Männer als 
auch für Frauen gelte, obwohl nach ei-
nem von ihm durchgeführten systema-
tischen Review eine positive Dosis-Wir-
kungs-Beziehung zwischen der kumu-
lativen Belastung durch Lastenhandha-
bung und dem Koxarthroserisiko nur bei 
Männern nachweisbar war. Grund dafür 
sei, dass bei Frauen die erforderliche ku-
mulative Belastung durch Lastenhand-
habung in Höhe von 9.500 Tonnen sehr 
selten vorkomme – schätzungsweise sei 
dies nur bei 1 % der Frauen in der übri-
gen Bevölkerung der Fall. Als besonders 
belastete Berufsgruppen zählten Kran-
ken- und Altenpflegeberufe, Maurer und 
andere Bauberufe, Bergleute und Stein-
brecher sowie LKW-Fahrer und Beschäf-
tigte in der Landwirtschaft. Ein aktuelles 
systematisches Review aus Halle nenne 
für frauendominierte Berufe wie Reini-
gungskräfte, Erzieherinnen und Friseu-
rinnen andere Belastungen als schwe-
res Heben und Tragen, die ebenfalls 
das Koxarthroserisiko steigern könnten: 
Knien, Hocken, Vorbeugen des Oberkör-
pers sowie langes Stehen und Gehen. 
Die diesbezügliche Studienlage sei nach 
Einschätzung von Seidler jedoch bisher 
noch nicht ausreichend.

In einem zweiten Teil  legte Seidler 
dar, welche Berufskrankheiten häufig 

bei Frauen anerkannt werden. Angaben 
der DGUV aus dem Jahr 2022 ergeben 
folgendes Bild:

	▶ BK 3101 (Infektionskrankheiten, v. a. 
COVID-19): insg. 181.550, ♀♀ 149.015 
(82 %), ♂♂ 32.535 (18 %)

	▶ BK 5101 (Hautkrankheiten): insg. 2.602, 
♀♀ 1.241 (48 %), ♂♂ 1.361 (52 %)

	▶ BK 2108 (Bandscheibenerkrankungen 
der LWS): insg. 580, ♀♀ 219 (38 %),  
♂♂ 361 (62 %)

	▶ BK 2113 (Karpaltunnelsyndrom):  
insg. 372, ♀♀ 133 (36 %), ♂♂ 239 (64 %)

	▶ BK 4301 (allergische Atemwegs
erkrankungen): insg. 448, ♀♀ 119 (27 %),  
♂♂ 329 (73 %)

2023 bezogen sich insgesamt 47,8 % 
der Verdachtsanzeigen auf Frauen, wo-
bei die Infektionskrankheiten (zu ei-
nem großen Teil  Coronaviruserkran-
kungen) drei Viertel dieser Anzeigen 
ausmachten. Bei Männern machten 
Infektionskrankheiten nur 17,7 % der 
Verdachtsanzeigen aus. Bei den Aner-
kennungen bezogen sich 62,7 % auf 
Frauen, ohne den „Sonderfall“ Infek
tionskrankheiten jedoch nur 10,1 %. Bei 
neuen Rentengewährungen machten 
Frauen ebenfalls nur einen Anteil von 
10,6 % aus.

Ein Blick auf einzelne Berufskrank-
heiten zeigt, dass 2023 die Anzeigen 
von Frauen nur bei Infektionskrankhei-
ten höher lagen als bei Männern. Die 
Anzeigen eines Karpaltunnelsyndroms 
waren ähnlich hoch. Bei allen anderen 
Anzeigen dominieren eindeutig die von 
Männern. Bei den Anerkennungsquoten 
verhält sich das Geschlechterverhältnis 
wie folgt: Bei der BK 2101 (Erkrankun-
gen der Sehnenscheiden oder des Seh-
nengleitgewebes) werden bei Frauen 
durchschnittlich 8 % anerkannt (wenn in 
grober Abschätzung die Anerkennungs-
zahlen 2023 zu den Verdachtsanzeigen 
2023 ins Verhältnis gesetzt werden), bei 
Männern 4 %, bei der BK 2108 (band-
scheibenbedingte Erkrankungen der 
Lendenwirbelsäule) sind es 8 % bei Frau-
en gegenüber 7 % bei Männern, beim 
Karpaltunnelsyndrom sind es nur 25 % 
verglichen mit 44 %, bei der Koxarthrose 
6 % gegenüber 10 %, bei Lärmschwerhö-
rigkeit 13 % bei Frauen gegenüber 45 % 
bei Männern. Bei den Infektionskrank-
heiten betrug die grob abgeschätzte 
„Anerkennungsquote“ 83 % bei Frauen 
und 78 % bei Männern.
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Berliner Beratungsstelle BerufskrankheitenAUS DEM NETZWERK

Mit Blick auf die BK 2108 (bandschei-
benbedingte Erkrankungen der Lenden-
wirbelsäule) stellte Seidler fest, dass  – 
ins Verhältnis gesetzt zur Zahl der Be-
schäftigten in einem Beruf – bei männ-
lichen Krankenpflege- und Geburtshil-
fefachkräften einer Untersuchung aus 
dem Jahr 2013 zufolge die Inzidenz am 
höchsten liege und damit höher als bei 
Bergleuten (Inzidenzrang 2) und Baube-
rufen (Inzidenzrang 3). Auch bei Frauen 
nähmen Krankenpflege- und Geburtshil-
fefachkräfte bei Anerkennungen der BK 
2108 den ersten Platz ein. Seidler regte 
eine Aktualisierung dieser Analyse an.

Notwendige Maßnahmen 
und Ausblick
Laut Seidler habe die geschlechtsspe-
zifische Analyse der Berufskrankhei-
ten auch Bedeutung für die Prävention 
von arbeitsbedingten Erkrankungen, 
die vorhandenen Daten sollten daher 
immer auch geschlechtsspezifisch ver
öffentlicht und ausgewertet werden.

Zu diesem Punkt bestand Einigkeit 
bei den Vortragenden und ebenso dazu, 
dass es weiterer Forschung zu frau-
enspezifischen Faktoren und entspre-

chender Forschungsanträge (und An-
tragsbewilligungen!) bedarf.

Zum Ende der Veranstaltung wurde 
eine Frage aus dem Publikum nach dem 
Stand der Anerkennung von psychi-
schen Erkrankungen als Berufskrankheit 
aufgegriffen. Seidler stellte dazu fest, 
dass die posttraumatische Belastungs-
störung im BK-Recht bisher eher als Ar-
beitsunfallfolge eine Rolle spiele, hierzu 
werde im ÄSVB aktuell die wissenschaft-
liche Erkenntnislage geprüft. In einem 
eigenen systematischen Review hätten 
Seidler und Kolleg:innen bei hohen psy-
chosozialen Belastungen im Beruf ein 
verdoppeltes Depressionsrisiko gefun-
den. Silvia Thimm wies darauf hin, dass 
auch für die Erkrankung der Psyche In-
strumente des Arbeitsschutzes greifen, 
etwa die Gefährdungsbeurteilung. Aller-
dings gäbe es bei der Gefährdungsbeur-
teilung psychischer Belastungen noch 
große Lücken. Psychische Belastungen 
müssten definiert und geclustert wer-
den, um Arbeitsabläufe zu analysieren 
und Auslöser zu erkennen. Zur Frage der 
Anerkennung von COVID-19-Erkrankun-
gen (und deren Folgen wie Post COVID) 
als Berufskrankheit berichtete Seidler, 

dass die entsprechende Berufskrank-
heit Nr. 3101 neben Tätigkeiten im Ge-
sundheitswesen, in der Wohlfahrtspfle-
ge und im Labor grundsätzlich auch Be-
rufstätigkeiten umfasse, die in einem 
ähnlichen Maße einer Infektionsgefahr 
ausgesetzt sind. Eigenen Forschungen 
zufolge könne dies u. a. für Beschäftig-
te in der Personenbeförderung, in der 
Fleischverarbeitung und im Polizei-
dienst gelten.

Die Veranstaltung schloss mit dem 
Plädoyer sowohl an die Vortragenden 
als auch die Teilnehmenden, die insbe-
sondere aus Beratungsstellen, aus Per-
sonalvertretungen in den Bereichen 
Verwaltung, Pflege, Schulen und Kin-
dergärten sowie aus Gewerkschaften ka-
men, das Anliegen von mehr Geschlech-
tersensibilität im Berufskrankheiten-
geschehen im jeweiligen eigenen Wir-
kungsbereich weiter zu tragen.  ■
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